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Schlußkommunique 


1. Der Nordatlantikrat trat am 3. und 4. Dezem- 
ber 1970 in Brüssel zu einer Ministertagung 
zusammen. An dieser Tagung nahmen Außen-, 
Verteidigungs- und Finanzminister teil, 

2. Die Minister erklärten erneut, daß das politische 
Ziel der Allianz in der gemeinsamen Suche nach 
Frieden besteht, und zwar durch Initiativen, die 
auf die Entspannung und die Schaffung einer 
gerechten und dauerhaften Friedensordnung in 
Europa mit geeigneten Sicherheitsgarantien ge- 
richtet sind. 

3. Der Rat nahm eine Botschaft Präsident Nixons 
entgegen, in der die Zusage gegeben wird, daß 
die Vereinigten Staaten bei entsprechender 
Verhaltensweise der übrigen Bündnispartner 
ihre eigenen Streitkräfte in Europa beibehalten 
und verbessern und sie nur im Rahmen beider- 
seitiger Maßnahmen auf östlicher wie auf west- 
licher Seite verringern würden. Die Minister 
brachten ihre tiefe Befriedigung über die in 
dieser Erklärung enthaltene erneute Bekräfti- 
gung der Solidarität innerhalb der Allianz zum 
Ausdruck. 

4. Die Minister prüften die Entwicklung der inter- 
nationalen Lage seit ihrer letzten Tagung in 
Rom im Mai. Sie stellten fest, daß 1970 ein Jahr 
ausgedehnter diplomatischer Aktivität der Mit- 
gliedsregierungen der Allianz war, um Kon- 
takte, Gespräche und Verhandlungen mit den 
Mitgliedern des Warschauer Pakts und mit 
anderen europäischen Staaten in Gang zu 
setzen oder zu intensivieren. Die Minister be- 
faßten sich insbesondere mit den Gesprächen 
über die strategische Rüstungsbegrenzung, den 
von der Bundesrepublik Deutschland mit der 
Sowjetunion und Polen ausgehandelten Ver- 
trägen, den innerdeutschen Beziehungen, Berlin 
und der Lage im Mittelmeerraum. 

5. Die Minister begrüßten die Wiederaufnahme 
der Verhandlungen zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion über die strate- 
gische Rüstungsbegrenzung im November in 
Helsinki, Sie brachten die Hoffnung zum Aus- 
druck, daß die Gespräche bald zu einem Ab- 
kommen führen, das Frieden und Sicherheit in 
Europa und in der Welt stärkt. 

6. Die Minister nahmen die Unterzeichnung des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Sowjetunion am 12. August 1970 
und die Paraphierung des Vertrags zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Volks- 
republik Polen am 18. November 1970 mit Be- 


der Ministertagung 


friedigung zur Kenntnis. Sie begrüßten diese 
Verträge als Beiträge zur Minderung der Span- 
nungen in Europa und als wichtige Elemente 
des modus vivendi, den die Bundesrepublik 
Deutschland mit ihren östlichen Nachbarn her- 
stellen will. Die Minister nahmen zur Kennt- 
nis, daß im Zusammenhang mit den Verträgen 
klargestellt und im Notenwechsel zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Drei Mächten 
festgehalten wurde, daß die Rechte und Ver- 
antwortlichkeiten der Vier Mächte für Berlin und 
Deutschland als Ganzes bis zu einer Friedens- 
regelung, die auf der freien Entscheidung des 
deutschen Volkes und auf den Interessen der 
europäischen Sicherheit beruhen würde, un- 
berührt bleiben. Die Minister begrüßten den 
Beginn eines Meinungsaustauschs zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR und 
brachten die Hoffnung zum Ausdruck, daß die- 
ser Meinungsaustausch den Boden für echte 
Verhandlungen zwischen beiden Seiten vor- 
bereitet, Die Minister befaßten sich ebenfalls 
mit dem Fortgang der Vier-Mächte-Gespräche 
in Berlin. 

7. Bei der Prüfung der Lage in bezug auf Berlin 
und Deutschland erinnerten die Minister an die 
in der Brüsseler Erklärung vom 4. Dezember 
1969 (Ziff. 10) getroffene Feststellung, daß 
konkrete Fortschritte auf diesen beiden Ge- 
bieten einen bedeutsamen Beitrag zum Frieden 
darstellen und bei ihrer Burteilung der Aus- 
sichten für eine Verbesserung des Ost-West- 
Verhältnisses großes Gewicht besitzen würden. 
Diese Aussichten würden in der Tat in Frage 
gestellt, wenn die derzeitigen Berlin-Verhand- 
lungen kein befriedigendes Ergebnis haben 
würden. Unter Berücksichtigung dieser Tat- 
sache betonten die Minister die Bedeutung der 
Sicherung des ungehinderten Zugangs nach Ber- 
lin, der Verbesserung der innerstädtischen Ver- 
bindungen und allseitiger Respektierung der 
zwischen den Westsektoren Berlins und der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden Bin- 
dungen, die mit Zustimmung der Drei Mächte 
hergestellt worden sind. Sie unterstrichen die 
Notwendigkeit eines Einverständnisses zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR über eine auf dem Verhandlungswege 
gefundene Regelung ihrer gegenseitigen Be- 
ziehungen, welche die Besonderheiten der 
Situation in Deutschland berücksichtigt. 

8. Die Minister nahmen einen auf ihre Weisung 
vom Ständigen Rat ausgearbeiteten Bericht über 
die Lage im Mittelmeerraum zur Kenntnis. Sie 
stellten fest, daß die Entwicklung der Ereignisse 
in diesem Gebiet Grund zu Besorgnis gibt und 
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große Wachsamkeit seitens der Bündnispartner 
rechtfertigt. Sie empfahlen, daß die Konsulta- 
tionen über diese Frage fortgesetzt werden soll- 
ten und beauftragten den Ständigen Rat, die 
Lage im Mittelmeerraum weiter zu beobachten 
und hierzu auf ihrer nächsten Tagung einen 
ausführlichen Bericht vorzulegen. 

9. Ais Ergebnis ihrer Prüfung der internationalen 
Lage und ihrer positiven und negativen 
Aspekte betonten die Minister, daß alle diese 
Entwicklungen in Europa und dem Mittelmeer- 
raum die Allianz unmittelbar odör mittelbar 
berühren und sich auf die Möglichkeiten der 
Verminderung der Spannungen und der För- 
derung des Friedens auswirken, 

10. Die Minister stellten fest, daß die von Mit- 
gliedsregierungen ergriffenen Initiativen bereits 
bestimmte Ergebnisse erzielt haben, die auf 
wichtigen Gebieten des Ost- West- Verhältnisses 
einen gewissen Fortschritt darstellen. 

Nichtsdestoweniger hatten sie gehofft, daß bei 
den bilateralen Sondierungen und in den lau- 
fenden Verhandlungen größere Fortschritte in 
der Substanz erzielt werden würden, so daß die 
Aufnahme umfassender multilateraler Kontakte, 
die sich mit den materiellen Problemen der 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa be- 
fassen, ernsthaft hätte in Erwägung gezogen 
werden können. Sie bekräftigen die Bereitschaft 
ihrer Regierungen, sobald die Berlin-Gespräche 
einen befriedigenden Abschluß gefunden haben 
und insoweit, als die übrigen laufenden Ge- 
spräche einen günstigen Verlauf nehmen, mit 
allen interessierten Regierungen multilaterale 
Kontakte aufzunehmen, um. zu sondieren, wann 
es möglich sein würde, eine Konferenz oder 
eine Reihe von Konferenzen über die Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa einzuberufen. 

In diesem Fall würde der Rat sich mit dieser 
Frage unverzüglich befassen. 

11. In der Zwischenzeit wird der Ständige Rat 
weiter die Ergebnisse prüfen, die auf einer 
derartigen Konferenz oder Reihe von Konferen- 
zen erzielt werden könnten, wie auch der ent- 
sprechenden Sondierungs- und Vorbereitungs- 
verfahren einschließlich der bereits gemachten 
Vorschläge. Die verbündeten Regierungen wer- 
den darüber hinaus ihre bilateralen expirato- 
rischen Gespräche mit allen interessierten 
Staaten über Fragen der Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit mit Nachdruck fortsetzen. 

12. Die Minister erinnerten daran, daß jede echte 
und dauerhafte Verbesserung im Ost-West-' 
Verhältnis in Europa auf der Beachtung der 
folgenden Grundsätze beruhen muß, die für die 
Beziehungen zwischen Staaten maßgebend sein 
sollten, und die zu den Themen gehören sollten, 
über die expiratorische Gespräche zu führen 
sind; souveräne Gleichberechtigung, politische 
Unabhängigkeit und territoriale Unversehrtheit 


jedes europäischen Staates; Nichteinmischung 
und Nichteingreifen in die inneren Angelegen- 
heiten eines Staates, unabhängig von seinem 
politischen oder sozialen System; und das Recht 
des Volkes jedes europäischen Staates, sein 
eigenes Schicksal frei von äußerem Zwang zu 
gestalten. Ein einheitliches Verständnis und die 
allgemeine Anwendung dieser Grundsätze ohne 
Bedingungen oder Vorbehalte würden einem 
Abkommen über den gegenseitigen Verzicht auf 
Anwendung oder Androhung von Gewalt erst 
die volle Bedeutung verleihen. 

13. Auf dem Gebiet der internationalen Zusammen- 
arbeit könnten die in Ziffer 10 erwähnten 
Kontakte Gelegenheit bieten, Mittel und Wege 
zu engerer Zusammenarbeit zwischen interes- 
sierten Ländern auf kulturellem, wirtschaft- 
lichem, technischem und wissenschaftlichem 
Gebiet sowie bei den Umweltproblemen zu 
prüfen. Die Minister bekräftigten, daß eine 
größere Bewegungsfreiheit für Menschen, Ideen 
und Informationen ein wesentliches Element 
für die Entwicklung einer derartigen Zusammen- 
arbeit darstellt. 

14. Die Minister stellten fest, daß die Studien der 
Allianz über die verschiedenen Aspekte der 
Frage der beiderseitigen und ausgewogenen 
Truppenverminderungen seit ihrer Tagung in 
Rom weitere Fortschritte gemacht haben, und 
wiesen den Ständigen Rat an, diese Frage 
weiter zu prüfen. 

15. Die Minister der am integrierten Verteidigungs- 
programm der NATO beteiligten Staaten unter- 
strichen erneut die Bedeutung, die sie beider- 
seitigen und ausgewogenen Trupp enverminde- 
rungen als Mittel zur Verringerung der Span- 
nungen und zum Abbau der militärischen Kon- 
frontation in Europa beimessen und erinnerten 
an die. zu dieser Frage im Jahre 1968 in 
Reykjavik und im Mai dieses Jahres in Rom 
herausgegebenen Erklärungen. Sie stellten 
fest, daß die Mitglieder des Warschauer Pakts 
nicht unmittelbar auf diese Erklärungen rea- 
giert, sondern die Möglichkeit einer späteren 
Diskussion der Frage der Verminderung aus- 
ländischer Streitkräfte auf dem Gebiet euro- 
päischer Staaten erwähnt haben. 

Diese Minister erneuerten ihre Einladung an 
interessierte Staaten, auf der Grundlage ihrer 
Erklärung von Rom exploratorisdie Gespräche 
zu führen, und erklärten sich bereit, in diesem 
Rahmen die verschiedenen Möglichkeiten der 
Truppenverminderungen im Mittelabschnitt 
Europas einschließlich der möglichen beider- 
seitigen und ausgewogenen Verminderung von 
Stationierungsstreitkräften als Teil eines ein- 
heitlichen Programms zur Verminderung so- 
wohl von Stationierungs- wie von einheimi- 
schen Streitkräften zu prüfen. 

17. Die Minister bekräftigen ihr starkes Interesse 
an echten Abrüstungs- u$d Rüstungskontroll- 
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maßnahmen. In diesem Zusammenhang brach- 
ten sie ihre Befriedigung über die Fortschritte 
zum Ausdruck, die in Richtung auf ein Verbot 
der Stationierung von Massenvernichtungs- 
waffen auf dem Meeresboden erzielt worden 
sind. Sie waren ferner der Auffassung, daß die 
Fortführung der Maßnahmen und Studien der 
Bündnispartner auf allen Gebieten der Ab- 
rüstung, einschließlich der Fragen der biologi- 
schen und chemischen Waffen, von wesentlicher 
Bedeutung ist. Sie beauftragten den Ständigen 
Rat mit der weiteren Prüfung dieser Fragen. 

18. Die Minister unterstützten die vom Rat vor 
kurzem an die verbündeten Regierungen ge- 
richtete Empfehlung, unmittelbar mit Arbeiten 
zu beginnen, um wenn möglich bis 1975, aber 
spätestens bis zum Ende dieses Jahrzehnts, das 
absichtliche Ablassen von öl und Ölabfällen in 
die Weltmeere zu unterbinden. Dieses und die 
übrigen Ergebnisse, die vom Umweltausschuß 
in diesem Jahr erzielt worden sind, wurden von 
den Ministern begrüßt als Beweis dafür, daß die 
Bündnispartner in wirksamer Weise ihre Mög- 
lichkeiten kombinieren, um die Lösung von 
Umweltproblemen auf nationaler und inter- 
nationaler Ebene zu fördern. 

19. Die Minister prüften einen Bericht über die 
Tätigkeit der Konferenz der Nationalen 
Rüstungsdirektoren und der ihr unterstellten 
Organe über die Förderung der Zusammen- 
arbeit bei der Forschung, Entwicklung und Pro- 
duktion militärischen Geräts während der vier 
Jahre ihres Bestehens. Sie stellten fest, daß es 
sich trotz der ausgezeichneten Fortschritte, die 
auf dem Gebiet des Informationsaustauschs 
über Rüstungsgüter erzielt worden sind, nur 
als möglich erwies, relativ wenige feste NATO- 
Vorhaben für die gemeinsame Entwicklung und 
Produktion von Gerät zu vereinbaren. Sie er- 
kannten an, daß zur Überwindung der Hinder- 
nisse, die einer engeren Zusammenarbeit im 
Wege stehen, eine stärkere politische Unter- 
stützung notwendig wäre. Sie waren sich einig 
in der Notwendigkeit eines positiveren Heran- 
gehens an dieses Problem, um die finanziellen 
und betrieblichen Vorteile der umfassenderen 
Einführung gemeinsam entwickelten und pro- 
duzierten Geräts zu erzielen. 

20. Die Minister der im integrierten Verteidigungs- 
pragramm der NATO beteiligten Länder traten 
am 2. Dezember 1970 als Verteidigungs-Pla- 

, nungsausschuß zusammen. 

21. Die Minister konzentrierten sich bei ihren Er- 
örterungen auf eine im Mai dieses Jahres in 
Angriff genommene umfassende Studie der Ver- 
teidigung sproibleme der Allianz in den siebziger 
Jahren. Sie gaben die in der Anlage enthaltene 
Erklärung zur Veröffentlichung frei. 

22. Die Minister bestätigten, daß sich die NATO 
zur Gewährleistung der Sicherheit in den sieb- 


ziger Jahren auch weiterhin auf das miteinan- 
der verbundene Konzept der Verteidigung und 
Entspannung stützen wird. Sie bekräftigten er- 
neut den Grundsatz, daß die militärische Ge- 
samtstärke der NATO nicht vermindert werden 
sollte, es sei denn im Rahmen eines Systems 
von nach Umfang und zeitlichem Ablauf ausge- 
wogenen, beiderseitigen Truppenverminderun- 
gen. Sie waren sich darin einig, daß von den 
Ost- West- Verhandlungen nur dann ein Erfolg 
zu erwarten ist, wenn die NATO eine wirksame 
Abschreckung und Verteidigung aufrechterhält. 
Die Minister bekräftigten idie Fortgeltung der 
NATO-Strategie der flexiblen Abwehrreaktion, 
die die Vorneverteidigung, die Verstärkung der 
Flanken und die Möglichkeit einer schnellen 
Mobilmachung einschließt und die Aufrecht- 
erhaltung einer militärischen Schlagkraft er- 
fordert, die eine entsprechende Reaktion auf 
jede Aggression ermöglicht. Sie nahmen das 
stetige Wachstum der unmittelbaren und mit- 
telbaren (sowjetischen Verteidigungsausgaben 
sowie die Anzeichen dafür, daß die Sowjetunion 
ihre Streitkräfte einschließlich ihrer Seestreit- 
kräfte, deren Stärke und Reichweite im beson- 
deren Maße angewachsen sind, ständig weiter 
verstärkt, zur Kenntnis. Sie betonten daher die 
Notwendigkeit von Verbesserungen in der kon- 
ventionellen Abschreckung sowie der Aufrecht- 
erhaltung einer ausreichenden und modernen 
taktischen und ^strategischen nuklearen Ab- 
schreckung. 

23. Da die Sicherheit der NATO unteilbar ist, unter- 
strichen die Minister die besondere militärische 
und politische Rolle der in Europa präsenten 
nordamerikanischen Streitkräfte als nicht ersetz- 
baren Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung. 
Gleichzeitig begrüßten sie den bedeutsamen Be- 
schluß von am integrierten Verteidigungspro- 
gramm der NATO beteiligten europäischen Mdt- 
gliedstaaten, eine gesteigerte gemeinsame euro- 
päische Anstrengung zur Stärkung der Ver- 
teidigungskraft der Allianz zu unternehmen. Die 
Schaffung eines besonderen europäischen Pro- 
gramms zur Stärkung der Verteidigung mit um- 
fangreichen zusätzlichen Maßnahmen wird die 
Verteidigungskraft der NATO und ihre Mög- 
lichkeiten zur Krisenbeherrschung auf Gebieten, 
einschließlich des Femmeldewesens, die in der 
AD-70-Studie aufgeführt sind, in bedeutsamer 
Weise stärken. 

24. Im Zusammenhang mit dieser Studie beauftrag- 

ten die Minister den Verteidigungsplanungs- 
aüsschuß in Ständiger Sitzung, ein geeignetes 
Programm aufzustellen und dafür Sorge zu tra- 
gen, daß jeder nur mögliche Fortschritt erzielt 
wird. , 

25. Die Minister nahmen die von den Mitglied- 
staaten für das Jahr 1971 eingegangenen Streit- 
kräfteverpflichtungen zur Kenntnis und billigten 
den Fünf-Jahres-Streitkräfteplan für den Zeit- 
raum 1971 — 75. Sie erteilten Weisungen für 
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die Ausarbeitung eines Streitkräfteplans für den 
nächsten Pianungszeitraum der NATO. 

26. Die Minister betrachteten die Anzeichen des 
stetigen Anwachsens der sowjetischen militäri- 
schen Stärke im Mittelmeerraum mit Besorgnis. 
Sie waren der Auffassung, daß derartige Ent- 
wicklungen eine immer stärkere Bedrohung der 
Sicherheit der Allianz darstellen könnten. Die 
Minister äußerten sich zustimmend zu den Maß- 
nahmen, die zur Verbesserung der Verteidigung 
der Allianz im Mittelmeerraum getroffen wor- 
den sind. Unter Bezugnahme auf ihr am 11. Juni 
1970 in Brüssel herausgegebenes Kommunique 
gaben die Minister Weisung, die Ausarbeitung 
und Durchführung weiterer zweckdienlicher 
Maßnahmen mit großer Dringlichkeit in Angriff 
zu nehmen. 

27. Auf dem Gebiet der Krisenbeherrschung prüf- 
ten die Minister die für politische Konsulta- 
tionen auf hoher Ebene und für Führungs zwecke 
geschaffenen Fernmeldeeinrichtungen; sie ver- 
einbarten eine Anzahl bedeutsamer Maßnah- 
men zur Verbesserung und Erweiterung dieser 
entscheidend wichtigen Anlagen. Sie forderten 
zusätzliche Anstrengungen zur Verbesserung 
des zivilen Bereitschaftsstandes und der zivilen 
Verteidigung. Sie nahmen die bei verschiedenen 
Verteidigungsstudien erzielten Fortschritte zur 
Kenntnis. Sie stellten darüber hinaus fest, daß 
die Entwicklung modernen Geräts zu gesteiger- 
ten Kosten sich wahrscheinlich fortsetzen wird, 
und betonten, daß die zukünftigen Modernisie- 


rungsprogramme Gelegenheit zu verstärkter Zu- 
sammenarbeit bieten werden. 

28. Die Ministertagung bot darüber hinaus den 
Verteidigungsministern, die den Ausschuß für 
nukleare Verteidigungsfragen bilden (Belgien, 
Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Grie- 
chenland, Großbritannien, Italien, Kanada, Nie- 
derlande, Norwegen, Portugal, Türkei und Ver- 
einigte Staaten), Gegelegenheit, die kürzlichen 
Arbeiten der Nuklearen Planungsgruppe sowie 
künftige Pläne zu prüfen. Auf Grund der Emp- 
fehlung des Ausschusses für Nukleare Vertei- 
digungsfragen billigte der Verteidigungs-Pla- 
nungsausschuß die Grundsatz dokumente, die 
die Nukleare Planungsgruppe auf ihrer Tagung 
in Venedig im Frühjahr ausgearbeitet und im 
Oktober in Ottawa fertiggestellt hatte. Diese 
Dokumente befinden sich in Übereinstimmung 
mit der NATO-Strategie der flexiblen Abwehr- 
reaktion. 

29. Die nächste Ministertagung des Verteidigungs- 
Planungsausschusses findet dm Frühjahr 1971 
statt. 

30. Die Frühjahrstagung des Nordatlantikrats findet 
am 3. und 4. Juni 1971 in Lissabon statt. 

31. Die Minister baten den Außenminister Beigiens, 
das vorliegende Kommunique in ihrem Namen 
auf diplomatischem Wege allen anderen inter- 
essierten Regierungen, einschließlich neutraler 
und ungebundener Regierungen, zuzuleiten. 
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Anlage 


Die Verteidigung der Allianz in den siebziger Jahren 


1. Die an den integrierten Verteidigungsmaßnah- 
men beteiligten Verbündeten beschlossen auf 
einer Tagung des Verteidigungsplanungsaus- 
schusses auf der Ebene der ständigen Vertreter 
im Mai d. J., die Verteidigungsprobleme der 
NATO für das kommende Jahrzehnt einer 
gründlichen Prüfung zu unterziehen. 

2. Die Nordatlantische Allianz hat es sich im Laufe 
der Jahre zur Gepflogenheit gemacht, in be- 
stimmten Zeitabständen umfassende Überprü- 
fungen vorzunehmen und ihre Politik den wech- 
selnden Umständen anzupassen. Ein wichtiges 
Beispiel aus neuerer Zeit war die im Jahre 1967 
durchgeführte Studie, die zu dem Bericht über 
die künftigen Aufgaben der Allianz führte, in 
dem die Verteidigung und die Entspannung als 
sich ergänzende Stützpfeiler der Politik der 
NATO bezeichnet wurden. In dem Bericht heißt 
es: „Die kollektive Verteidigung ist ein stabili- 
sierender Faktor in der Weltpolitik. Sie bildet 
die notwendige Voraussetzung für eine wirk- 
same, auf größere Entspannung gerichtete Poli- 
tik. 4 * * * * * * 11 Auf dieser Grundlage erkannten die Re- 
gierungen im Verlauf dieses Jahres, daß es be- 
sonders angebracht wäre, wenn die Bündnis- 
partner einen umfassenden und offenen Mei- 
nungsaustausch über ihre gemeinsame Verteidi- 
gung in den nächsten zehn Jahren führen wür- 
den. Diese Prüfung der Verteidigungskraft der 
NATO im Lichte derzeitiger und in Aussicht 
stehender militärischer und politischer Entwick- 
lungen ist nunmehr abgeschlossen. 

3. Die NATO wird sich zur Gewährleistung der 
Sicherheit in den 70er Jahren auch weiterhin 
auf Verteidigung und Entspannung stützen. Ver- 
teidigungsprobleme dürfen nicht isoliert ge- 
sehen, sondern müssen im umfassenderen Zu- 
sammenhang der grundlegenden Zielsetzung 
der Allianz — der Gewährleistung der Sicher- 
heit ihrer Mitglieder — betrachtet werden. Zwi- 
schen der Aufrechterhaltung einer ausreichen- 
den Defensivkraft und der Aushandlung von 
Regelungen, die die Sicherheit der Mitglied- 
staaten berühren, besteht ein enger Zusammen- 
hang. 

4. Die 70er Jahre könnten sich zu einer Aera er- 
folgreicher Verhandlungen zwischen Mitglie- 
dern der Nordatlantischen Allianz und des 

Warschauer Paktes entwickeln. Auf westliche 

Initiative hin finden z. Z. zwischen Ost und 

West Verhandlungen statt., die möglicherweise 

zu einer echten Entspannung führen. Es besteht 

die Hoffnung, daß die laufenden Gespräche über 

eine Begrenzung der strategischen nuklearen 

Waffen und über eine Verbesserung der Situ- 


ation in und um Berlin sowie in anderen derzeit 
zwischen einzelnen Mitgliedern der NATO und 
des Warschauer Pakts stattfindenden Verhand- 
lungen befriedigende Fortschritte erzielt wer- 
den. Die Allianz wird sich auch weiterhin um 
eine Verbesserung des Ost-West- Verhältnisses 
bemühen, und in diesem Rahmen wird eines 
ihrer wichtigsten Ziele darin bestehen, die So- 
wjetunion und ihre Verbündeten zu sinnvollen 
Gesprächen über beiderseitige und ausgewo- 
gene Truppen Verminderungen und sonstige Ab- 
rüstungsmaßnahmen zu bewegen. Fortschritte 
auf diesem Gebiet würden die Lösung der Ver- 
teidigungsprobleme des kommenden Jahrzehnts 
erleichtern. Während dieser Zeit werden mög- 
licherweise eine oder mehrere Konferenzen über 
europäische Sicherheit und Zusammenarbeit 
stattfinden. 

5. Andererseits können die Bündnispartner be- 
stimmte beunruhigende Merkmale in der inter- 
nationalen Situation nicht ignorieren. Die bis- 
her vorliegenden Anzeichen legen den Schluß 
nahe, daß die Sowjetunion in der Absicht, ihren 
politischen Einfluß auszudehnen und zu stärken, 
ihre Beziehungen zu anderen Staaten auf der 
Grundlage von Vorstellungen handhabt, von 
denen einige der Entspannung nicht dienlich 
sind. So steht insbesondere der sowjetische 
Begriff der Souveränität in klarem Gegensatz 
zu den Grundsätzen der Vereinten Nationen. 
Gleichzeitig ist festzustellen, daß die sowjeti- 
sche militärische Stärke über die Gewährlei- 
stung der Sicherheit der Sowjetunion hinaus 
stetig wächst und einen eindrucksvollen Rück- 
halt für die weitreichende Geltendmachung 
sowjetischen Einflusses und sowjetischer Prä- 
senz darstellt, wobei sie immer wieder Fragen 
hinsichtlich der damit verbundenen Absichten 
aufwirft. Die mittelbaren und unmittelbaren 
Verteidigungsausgaben der Sowjetunion' sind 
von 1965 bis 1969 real jedes Jahr um durch- 
schnittlich 5 bis 6 Prozent erhöht worden, und 
alle Anzeichen deuten darauf hin, daß die 
Sowjetunion ihre Stärke immer weiter erhöht. 
Der Gegensatz zwischen diesen Zahlen und den 
entsprechenden Angaben für die Allianz ergibt 
sich aus Ziffer 10. Ob die Beziehungen zwischen 
Ost und West unter diesen Umständen bedeu- 
tend verbessert werden können, hängt in erster 
Linie von der Haltung der Sowjetunion und 
ihrer Verbündeten im Warschauer Pakt sowie 
davon ab, mit welcher Einstellung sie an die 
bereits laufenden oder in Aussicht stehenden 
Verhandlungen herangehen. 

6. Die Position der Allianz und ihrer Mitglieds- 
länder während dieser Zeit der Sondierungen 
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und Verhandlungen, insbesondere über die 
europäische Sicherheit und beiderseitige Trup- 
penvenninderungen, würde geschwächt werden, 
wenn die NATO ihre Streitkräfte — besonders 
diejenigen in Europa — einseitig vermindern 
würde, und zwar insbesondere zu einer Zeit, in 
der sie sich einem stetigen Anwachsen der 
sowjetischen militärischen Stärke gegenüber- 
sieht, die sich vor allem auf dem strategisch- 
nuklearen Gebiet und bei den Seestreitkräften 
zeigt. Die NATO-Mitgliedstaaten müssen daher 
sowohl für die Verteidigung als auch für die 
Abschreckung konventionelle und nukleare 
Streitkräfte ausreichender Stärke aufrechterhal- 
ten und auf diese Weise eine solide Grundlage 
bilden, auf der die Verhandlungen geführt 
werden können, und gleichzeitig betonen, daß 
der Verhandlungsweg der einzig vernünftige 
Weg ist. Fortschritte in Richtung auf eine sinn- 
volle Entspannung in einer Zeit der Verhand- 
lungen erfordern daher die Aufrechterhaltung 
einer starken gemeinsamen Verteidigung. 

7. Die derzeitige NATO -Strategie der Abschrek- 
kung und Verteidigung, die aus der flexiblen 
Reaktion und der Vomeverteidigung besteht, 
behält weiterhin Gültigkeit. Sie wird auch in 
der Zukunft eine zweckdienliche Mischung aus 
nuklearen und konventionellen Streitkräften er- 
fordern. 

8. Es ist zu hoffen, daß die Gespräche über stra- 
tegische Rüstungsbegrenzungen zu einem Erfolg 
führen.. Die strategische nukleare Schlagkraft 
der Allianz wird auf jeden Fall für die Sicher- 
heit des Westens in den 70er Jahren ein ent- 
scheidendes Element sein. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt sind ausreichende nukleare Streit- 
kräfte vorhanden, und die weitere Aufrecht- 
erhaltung dieser Schlagkraft, zu der auch in Zu- 
kunft das Vorhandensein nuklearer Streitkräfte 
auf dem europäischen Festland gehört, ist von 
wesentlicher Bedeutung. 

9. Infolge bestimmter Unausgeglichenheiten zwi- 
schen der Schlagkraft der NATO und derjenigen 
des Warschauer Paktes ist die Situation auf 
dem Gebiet der konventionellen Streitkräfte 
weniger zufriedenstellend. Bei der Verbesse- 
rung der konventionellen Kampfkraft der 
NATO in den 70er Jahren müssen die entspre- 
chenden Prioritäten sorgfältig beachtet werden. 
Bei der Zuweisung der Mittel wird der Vorrang 
denjenigen Maßnahmen eingeräumt werden, die 
für eine ausgewogene Verteidigung der Allianz 
— bestehend aus ihrer abschreckenden Wir- 
kung, der Fähigkeit, politischem Druck von 
außen standzuhalten, und der sofortigen Ver- 
fügbarkeit oder schnellen Verbesserung der 
Vomeverteidigung in einer sich entwickelnden 
Krise — von entscheidender Bedeutung sind. 
Zusätzlich zu der Möglichkeit, gegenüber einer 
größeren vorsätzlichen Aggression abschreckend 
zu wirken und ihr entgegenzutreten, sollten die 
alliierten Streitkräfte so aufgebaut und organi- 


siert sein, daß sie darüber hinaus Aggressionen 
und Grenzverletzungen mit beschränkten Zielen, 
verbunden mit Einschüchterung oder der Schaf- 
fung vollendeter Tatsachen, oder nichtgewollten 
bzw. auf Fehleinschätzungen beruhenden Aggres- 
sionen entgegentreten können. Dies bedeutet, 
daß die alliierten Streitkräfte so aufgebaut und 
organisiert werden müssen, daß sie vor jeder 
Art von Aggression abschrecken und ihr ent- 
gegentreten können. Zu den wichtigen Gebieten 
der konventionellen Verteidigung der NATO, 
die im kommenden Jahrzehnt besonders be- 
achtet werden müssen, ghören: 

— das Panzer/Panzerabwehrpotential; 

— die Situation der Luftwaffe einschließlich des 
Schutzes der Luftstreitkräfte ; 

— die Schlagkraft der Seestreitkräfte unter be- 
sonderer Beachtung der U-Boot-Abwehr; 

— die Lage an den Flanken der NATO; 

— die Dislozierung der Landstreitkräfte im 
Frieden sowie weitere Verbesserungen der 
Mobilm achungs- und Verstärkungskapazität 
und des Fernmeldewesens für die, Zwecke 
der Krisenbeherrschung. 

10. Die Allianz verfügt über die grundlegenden 
Mittel für eine ausreichende konventionelle 
Stärke. Die Mitgliedstaaten sehen sich jedoch 
bei den Ausgaben und Kosten unterschiedlichen 
Tendenzen gegenüber. Erstens steigen die Per- 
sonal- und Gerätekosten weiter an, wobei be- 
sonders berücksichtigt werden muß, daß in den 
meisten NATO-Ländern umfassende Um- 
rüstungsprogramme bevorstehen. Zweitens ist 
in vielen Ländern der für die Verteidigung auf- 
gewandte Anteil des Bruttosozialproduktes ge- 
sunken, und selbst in den Fällen, in denen die 
Ausgaben nominell zugenommen haben, sind 
die Aufwendungen infolge der Preissteigerun- 
gen real geringer als früher. In ausgesproche- 
nem Gegensatz zu der Tendenz der Militäraus- 
gaben der Staaten des Warschauer Pakts nah- 
men die Verteidigungsausgaben der euro- 
päischen NATO-Staaten insgesamt von 1964 bis 
1969 real um 4 Prozent ab. 

11. Es ist von überragender Bedeutung, daß alle 
Mitgliedstaaten eng Zusammenarbeiten, um eine 
möglichst wirksame gemeinsame Verteidigung 
zu gewährleisten. Von gleicher Wichtigkeit ist 
es, daß die Last der Aufrechterhaltung der not- 
wendigen militärischen Stärke gemeinsam ge- 
tragen wird, wobei jedes Mitglied einen ange- 
messenen Beitrag leistet. 

12. Das Vorhandensein umfangreicher nordameri- 
kanischer Streitkräfte in Europa ist für eine 
wirksame Abschreckung und Verteidigung und 
als Demonstration der Solidarität der NATO 
politisch und militärisch notwendig. Ihr Ersatz 
durch europäische Streitkräfte wäre keine Lö- 
sung. Gleichzeitig hängt ihre Bedeutung eng mit 
wirksamen und verstärkten europäischen Ver- 
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teidigungsanstrengungen zusammen. Zehn euro- 
päische Länder haben sich daher miteinander 
beraten, um festzustellen, welche Möglichkeiten 
für sie einzeln und gemeinsam bestehen, einen 
größeren Beitrag zur Ges amt Verteidigung des 
Vertragsgebietes zu leisten. 

13. Infolgedessen haben die zehn Staaten beschlos- 
sen, ein besonderes europäisches Verstärkungs- 
programm zu verabschieden, das über die be- 
stehenden Pläne beträchtlich hinausgeht und 
dem Zweck dient, die Verteidigungskraft der 
Allianz auf bestimmten Gebieten, die in der 
laufenden Studie als besonders bedeutsam be- 
zeichnet werden, zu verstärken. Dieses Pro- 
gramm umfaßt: 

a) einen zusätzlichen gemeinsamen Beitrag in 
Höhe von 420 Millionen Dollar — verteilt 
auf fünf Jahre — zur gemeinsamen NATO- 
Infrastruktur zwecks Beschleunigung des in- 
tegrierten NATO-Femmeldesystems und für 
Maßnahmen zum Schutz der Luftstreitkräfte? 

b) zahlreiche wichtige Verstärkungen und Ver- 
besserungen nationaler Streitkräfte mit 


einem Kostenaufwand von wenigstens 450 
bis 500 Millionen Dollar in den nächsten 
fünf Jahren sowie weitere sehr erhebliche 
Beträge in den darauffolgenden Jahren? 

die betreffenden Streitkräfte werden aus- 
nahmslos der NATO unterstellt; 

c) weitere bedeutsame Finanzmaßnahmen zur 
Verbesserung der gemeinsamen Verteidi- 
gungskraft in einer Gesamthöhe von 79 Mil- 
lionen Dollar in den nächsten zwei Jahren. 

Die Vereinigten Staaten und Kanada begrüßten 
dieses Programm und bekräftigten erneut ihre 
Absicht, ihre Streitkräfte ohne wesentliche Kür- 
zungen in Europa zu belassen. 


14. Nach sorgfältiger Prüfung der Vorschläge, die 
sich aus dieser Untersuchung der Verteidigungs- 
probleme in den 70er Jahren ergeben, billigte 
der Verteidigungsplanungsausschuß auf Mini- 
sterebene am 2. Dezember 1970 konkrete Vor- 
schläge mit dem Ziel, die Verteidigungskraft 
der NATO zu stärken. 
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